
von Albert Kropf,
SLP Wien 

Bei den Wiener Wahlen ka-
men ÖVP und BZÖ gerade
einmal auf 20 Prozent, in der
Steiermark hatte sie eben den
nächsten Landeshauptmann-
posten verloren. Haiders
Orange steht zur Zeit vor der
Selbstauflösung. Alles was
Schüssels Chaostruppe dazu
einfällt: Weiterer Sozialabbau
und wieder einmal Hetze ge-
gen die EisenbahnerInnen.
Tatsächlich ist es völlig klar:
Diese Regierung hat schon
längst keine Mehrheit hinter
sich. Warum ist sie also noch
im Amt?

Lahme Opposition 

So hart es auch klingen mag.
Die einzige noch tragende Säu-
le der Regierung ist die Schwä-
che der Opposition. Weder
SPÖ noch Grüne konnten in
den letzten 5 Jahren eine
glaubwürdige Alternative zum
Sozialabbau, Rassismus und
Privatisierung der Regierung
präsentieren. Die Regierung
sagt: Es gibt 10.000 Eisenbah-
nerInnen zuviel. Die SPÖ setzt
dem nichts entgegen. Die Re-
gierung will ein neues Asylge-
setz. Die SPÖ stimmt zu. Wa-
rum? Wahrscheinlich deshalb,
weil sie bereit ist, für eine Re-
gierungsbeteiligung alle Hosen
runter zu lassen. So wie 1999
bei den gescheiterten Verhand-
lungen mit der ÖVP. Die Grü-
nen setzen ihren Rechtsruck in
die viel gepriesene Mitte der
Gesellschaft fort. Dabei werfen
sie ihren sozialpolitischen
„Ballast” über Bord. Schließ-

lich will man/frau ja auch für
eine Koalition mit der ÖVP of-
fen sein. Was von Wahlverspre-
chen der Grünen zu halten ist,
hat Van der Bellen in einem
Interview zu den „Sommerge-
sprächen” im ORF gesagt. Er
meinte, dass er den Grün-
WählerInnen zutraut zu wis-
sen, dass was im Wahlkampf
versprochen wird, nicht unbe-
dingt die Wahrheit sein muss.
Wenigstens ehrlich, aber Ge-
fahr besteht bei so einer Oppo-
sition für die Regierung nicht.

Rechtsextreme Gefahr

Ganz anders stellt sich das
Problem bei der FPÖ dar. Vor
nicht allzu langer Zeit hat sich
Schüssel als Bezwinger der
rechtsextremen Gefahr feiern
lassen; auch die meisten Me-
dien haben diese Frage bereits
wegen der FPÖ-Krise abge-

schrieben. Gerade die Wiener
Wahlen haben aber auch ge-
zeigt, dass das Thema Rechts-
extremismus noch keinesfalls
gegessen ist. Egal ob Strache
oder Haider an der Spitze, es
gelingt der FPÖ noch immer,
den Frust und Unmut über die
Politik zu vereinnahmen. Das
kann aber nur funktionieren,
wenn es keine Kraft auf der
Linken gibt, die diese Rolle er-
füllen kann. Denn wie es zu-
mindest im Ansatz anders
geht, haben die steirischen
Wahlen unterstrichen: Nicht
BZÖ und FPÖ, sondern Kalt-
eneggers Partei zog dort in den
Landtag ein. Angesichts dieser
historischen Chance für eine
echte linke Opposition, er-
scheint es allerdings unver-
ständlich, dass die steirische
KPÖ-Fraktion bereits als ihren
ersten Akt im Landesparla-
ment Franz Voves als Kopf ei-

ner großen Koalition zum
Landeshauptmann mitwählte.

Stehen wir wieder vor
großen Streiks?

Kaum ein Tag vergeht, ohne
dass es Berichte über große
Streiks in anderen Ländern Eu-
ropas geben würde. Und der
ÖGB? Gründe gäbe es genug,
um der Regierung und den
Unternehmern ordentlich auf
die Finger zu klopfen! Die Post
soll verkauft werden, das Bil-
dungssystem geht vor die
Hunde, die EU plant einen
Frontalangriff auf sämtliche
soziale Errungenschaften, die
Energiepreise explodieren ge-
rade „rechtzeitig” vor dem
Winter, die Arbeitslosigkeit
steigt usw. usw. Viele fragen
sich berechtigt, was in aller
Welt der ÖGB eigentlich
macht.

Gewerkschaft am 
Rockzipfel der SPÖ

Natürlich ist es kein Zufall,
dass vom ÖGB nichts zu hören
und zu sehen ist. Die meisten
Funktionäre des ÖGB sind
nach wie vor noch in der SPÖ.
So etwa auch der ÖGB Präsi-
dent Fritz Verzetnisch, der
auch gleich für die SPÖ im Par-
lament sitzt. Nun hat die SPÖ
zur Zeit kein Interesse an
Kämpfen und Bewegungen
außerhalb des Parlaments. Für
sie geht es darum, sich den
Herrschenden und Mächtigen
als verlässliche Bündnisspart-
ner für den künftigen Sozial-
abbau zu präsentieren. In
Wirklichkeit also schläft der
ÖGB gar nicht, sondern stellt
sich in vorauseilendem Gehor-
sam am liebsten tot. Dass diese
Beruhigungstaktik der Ge-
werkschaftsspitze immer we-
niger durchzuhalten ist, haben
auch die großen Streiks 2003
und 2004 in Österreich bewie-
sen. Aber sie hat die Bewegun-
gen trotzdem entscheidend ge-
bremst und dazu beigetragen,
dass die Kämpfe nicht erfolg-
reich waren. Auch 2005 könn-
te noch eine solche Bewegung
stattfinden: Die Regierung
plant einen Generalangriff auf
das Dienstrecht der Eisenbah-
nerInnen – Anfang November
war bereits von Arbeitskämp-
fen die Rede. Die Erfahrungen
aus dem letzten EisbahnerIn-
nenstreik, der von oben ein-
fach abgebrochen wurde, zei-
gen allerdings, wie wichtig die
Selbstorganisation und Mobi-
lisierung der ÖGB-Basis für
den gewerkschaftlichen Erfolg
ist.
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Österreich 

Wahlen in Wien: Sieger
sehen anders aus

Die wirkliche Überraschung
bei den Wiener Wahlen war
das Abschneiden der rassisti-
schen FPÖ. Wie konnte es da-
zu kommen, dass in der angeb-
lich “bestverwalteten Stadt der
Welt” die Rechtsextremen der-
art punkten konnten?     Seite 2

Betrieb & Gewerkschaft

BAGS: SLP fordert 
EUR 200,– mehr Lohn 

Im Sozialbereich werden im-
mer noch skandalös niedrige
Löhne bezahlt. Die SLP ist bei
den Verhandlungen zum
BAGS-KV dabei und fordert
EUR 200,– mehr. Seite 3

Schwerpunkt 

Sozialismus konkret
Die SLP ist eine sozialistische
Partei. Was versteht sie unter
“Sozialismus”? Ein Blick in das
Parteiprogramm und ein
Interview mit einer Sozialistin
geben Aufschluss. Seiten 4/5

Internationales

Pakistan: Erdbeben
trifft die Ärmsten

Das schwere Erdbeben in
Kaschmir, Pakistan, Indien
und Afghanistan traf vor allem
die Ärmsten der Armen.
SozialistInnen und Gewerk-
schafterInnen in der Region
versuchen zu helfen. Seite 7
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Wir brauchen kämpferische Gewerkschaften
statt handzahmer Opposition

Macht die Regierung

A R B E I T S L O S !
Nicht die Eisenbahner!
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Bert Brecht 
hatte Recht

von Sonja Grusch

Brecht hat einmal
gemeint: “Was ist
ein Einbruch in ei-
ne Bank gegen die
Gründung einer
Bank”. Das war

wohl auch das Motto von Ref-
co-Chef Benett. Er hat Millio-
nen in den Sand gesetzt und Bi-
lanzen verfälscht. Refco hat
wieder gezeigt, dass Finanzpe-
kulationen – die uns die Regie-
rung für unsere Pensionen
schmackhaft machen will – un-
sicher sind. Noch vor wenigen
Wochen war Refco ein interna-
tional hochgeschätztes Unter-
nehmen. Nun hat die Aktie
über Nacht 98% ihres Wertes
eingebüßt. Die Gewerkschafts-
bank BAWAG dürfte dadurch
bis zu 425 Millionen Euro ver-
loren haben – Pech?! Mit der
Frage, ob die BAWAG die not-
wendige Vorsicht hat walten
lassen, beschäftigt sich die Fi-
nanzmarktaufsicht. Viele ande-
re Fragen werden wohl unbe-
antwortet bleiben.

Warum hat der ÖGB eine
Bank, die im Casino-Kapita-
lismus mitspielt und speku-
liert? Dass es nicht um eine
günstige und sichere Anlage-
möglichkeit der Gewerkschafts-
gelder geht, ist klar. Warum be-
kommt ein internationaler
Spekulant einen Kredit über
350 Millionen Euro innerhalb
von fünf Tagen? So rasch und
einfach geht das wohl nicht,
wenn Sie oder ich einen Kredit
brauchen. Warum hat eine Ge-
werkschaftsbank Anteile an den
Casinos Austria und den Öster-
reichischen Lotterien? Glücks-
spiel hat schon viele Arbeitneh-
merInnen in den Ruin getrie-
ben – nicht umsonst heißt es,
„die Bank gewinnt immer”.Wa-
rum stellen sich Betriebsrat
und Gewerkschaft hinter das
Management der Bawag? Hier
wurde offensichtlich mit Ge-
werkschaftsgeldern spekuliert.

Was bewegt Gewerkschafter,
wie Weninger, Kaske und
Aschenbrenner, derart leicht-
fertig mit unserem Geld (dem
Geld von Gewerkschaftsmit-
gliedern und BankkundInnen)
umzugehen? Es kann wohl nur
daran liegen,dass sie – nicht zu-
letzt aufgrund ihrer eigenen
Spitzeneinkommen und Privi-
legien – den Blick für die Situa-
tion von „Otto/Ottilie Normal-
verbraucher/in” verloren ha-
ben. BAWAG-Chef Zwettler
verdient pro Jahr mind. EUR
580.000,– Euro. Der Bawag-
Vorstand ist übrigens auch
Spitzenreiter im österreichi-
schen Bankenwesen beim „Mit-
schneiden” und erhält 3,3%
vom Gewinn. Insofern verlie-
ren sie auch selbst Geld beim
Refco-Fiasko. Aber keine Sorge
– für einen Ferrari, eine Villa
und sonstigen Luxus ist immer
noch genug für diese Herren
da. Wir brauchen also keine
Sammlung veranstalten.

D e r  S t a n d p u n k t

von John Evers, SLP Wien

Mehr als 40 Prozent – bei
weitem die größte „Partei” –
blieben am 23.10 in Wien den
Urnen fern, die Regierungs-
parteien ÖVP und BZÖ bei
unter 20 Prozent, sowie SPÖ
und Grüne weit hinter den Er-
wartungen. Tatsächlich lagen
lediglich die Freiheitlichen
mit 14.9 Prozent deutlich über
den „professionellen”Progno-
sen. Statt einer klaren Absage
an die Regierungspolitik,
konnte somit die FPÖ diesmal
– wieder – am ehesten von
Unmut und Protest profitie-
ren. Besonders bedrohlich:
Ihr rassistischer Wahlkampf
um die „Ausländerfrage” war
vor allem in den ArbeiterIn-
nenbezirken erfolgreich.

Wohlfühlkurs kläglich
gescheitert 

Tatsächlicher Hintergrund
der niedrigen Wahlbeteiligung
ist die Tatsache, dass weder
SPÖ noch Grüne als politische
Alternative zur Bundesregie-
rung gesehen werden. Vor al-
lem die Arroganz der SPÖ, die
jede Kritik an den Zuständen
in Wien und ihrem eigenen
„Wir sind super”-Wahlkampf
als „Nestbeschmutzung”abge-

tan hat, war ein wichtiger
Grund, warum sie laut Wäh-
lerstromanalyse rund 76.000
Stimmen an die Nichtwähle-
rInnen verlor. Dass viele Men-
schen von Ausgliederungen
/Privatisierungen und Sozial-
abbau auch in Wien betroffen
sind, wurde einfach unter den
Teppich zu kehren versucht.
Wir haben gerade bei Diskus-
sionen rund um unseren
Wahlslogan „Öffentliche
Dienste statt private Profite”
immer wieder erlebt, dass vor
allem diese Arroganz der SPÖ
kritisiert wurde bzw. dass sich
Viele von der SPÖ mit ihren
Problemen alleine gelassen
fühlen. Die Grünen traten oh-
ne Ecken und Kanten auf und

präsentierten sich v.a. als „Ci-
ty-Partei” – ein Image, das an
den Problemen der meisten in
Wien lebenden Menschen
vorbei geht. Bemerkenswert
ist in diesem Zusammenhang
auch, dass zudem die Versuche
aller Parteien (mit Ausnahme
der FPÖ) einen „ideologie-
freien” Wahlkampf zu führen,
nicht gefruchtet haben.

Rechtsextremismus 
gestärkt – Sozialistische
Alternative notwendig

Die FPÖ hat demgegenüber
ihren Wahlkampf nicht nur
mit einer klar rechtsextremen
Ideologie geführt, sondern
auch massiv mobilisiert und –

im Gegensatz zu früheren Zei-
ten – einen bewussten Schwer-
punkt auf Mitglieder und Ak-
tivistengewinnung gelegt.
Auch wenn es sehr fraglich ist,
ob die FPÖ ihr Ergebnis auf
die Bundesebene umlegen
kann, besteht bereits jetzt die
Gefahr, dass diese Partei mit
ihrem neuen Ansatz, eine
akute Bedrohung für Migran-
tInnen, GewerkschafterInnen
und Linke entwickelt. Dies gilt
umso mehr sie sich weiter mit
ihren rassistischen Scheinant-
worten als einzige „Opposi-
tionskraft”positionieren kann.
Neben einer konkreten Mobi-
lisierung gegen die FPÖ, wo
sie auftritt, sind daher linke
Alternativen notwendig und

möglich. Die Wahlen in
Deutschland, aber auch der
Steiermark haben gezeigt, dass
es ein großes Potential für ei-
ne neue linke Kraft gibt –
Schätzungen sprechen in
Österreich von bis zu 20%.
Der Stimmenzuwachs der KP-
Wien ist demgegenüber zwar
ein gewisses Signal, das Poten-
tial für eine solche Kraft wur-
de in Wien mit 1.5 % nur zu
einem äußerst geringen Teil
ausgeschöpft. Bei den kom-
menden Nationalratswahlen
wäre die Kandidatur einer
neuen linken Kraft notwen-
dig. Die SLP tritt schon seit
längerem für den Aufbau ei-
ner neuen Partei für Arbeit-
nehmerInnen und Jugendli-
che ein. Eine solche Partei
muss aus sozialen Bewegun-
gen und Klassenkämpfen ent-
stehen, demokratische offene
Strukturen haben, die Einzel-
personen ebenso wie Organi-
sationen die Teilnahme er-
möglicht. Es braucht unserer
Meinung nach ein sozialisti-
sches Programm. Die Kandi-
datur der SLP bei diesen Wah-
len war auch ein Zeichen in
diese Richtung – wir haben
gezeigt, dass ein sozialistisches
Programm für den Aufbau ei-
ner echten Alternative kein
Hindernis ist.

Sieger sehen anders aus 
Die Wiener Wahlen und ihre Folgen

von Franz Breier junior
SLP Wien

Gerade in Österreich sind in
den letzten Jahren weitrei-
chende Einschnitte in persön-
liche Freiheiten, die Privats-
phäre und gegen den Schutz
von Daten durchgeführt wor-
den. Die seit 1999 verliehenen
„Big Brother Awards” (BBA)
bringen diese Maßnahmen,
die ansonst oftmals im Ver-
borgenen laufen, an eine brei-
te Öffentlichkeit.

Big Brother Awards 2005

u „Mobbing und Bespitze-
lung von Mitabeitern” beim
Drogeriemarkt Schlecker. Die
Begründung zur Nominie-
rung: „Detektive beobachten
Mitarbeiter, auf die Toilette ge-
hen wird zum Kündigungs-
grund, kranke Mitarbeiter wer-
den brieflich unter Druck ge-
setzt, dazu kommen unange-
kündigte Handtaschen-Perlu-
strationen usw.” Mit diesen
Vorfällen hat sich bereits die
Gewerkschaft der Privatange-
stellten (GPA) auseinanderge-
setzt und auf ihrer Homepage
von Betriebsbesuchen berich-
tet. Schlecker hat insgesamt
rund 4.100 Beschäftigte. Der
Konzernchef ist durch seine of-
fene Feindschaft gegenüber Ar-
beiterInnen-Rechten bekannt.
u Die Kategorie „Business
und Finanzen” holte sich die
„Assa Objektservice GmbH”.
„FM4-connected” berichtet

dazu am 26.10: „Sie nehmen
Fingerabdrücke von ihren An-
gestellten, die in hochsensi-
blen Bereichen putzen. Die
Firmenleitung begründete das
in einer Presseaussendung im
September des Vorjahres da-
mit, dass ihr Personal aus “po-
tentiell zu überwachenden
Glaubens- und Religionskrei-
sen” besteht. Die Jury des Big
Brother Awards kritisiert, dass
dabei nicht nur Fingerab-
drücke von allen Mitarbeitern
genommen werden, sondern

auch DNA-Proben geplant
sind.
u Den Titel im Bereich der
Politik bekam Ministerin
Rauch-Kallat (ÖVP): Die Jury
meint, dass mit dem “Gesund-
heitstelematikgesetz die
Grundlagen für einen umfas-
senden Austausch sensibler
Personendaten” geschaffen
und „damit das Vertrauens-
verhältnis zwischen Arzt und
Patient” untergraben werden.
Rauch-Kallat gebe „den Kick-
off zur schleichenden Ver-

wandlung von Staatsbürgern
in gläserne Patienten”.
u Die Jury zum zentralen
Melderegister: „Dem Öster-
reichischen Melderegister, der
bösen Mutter aller personen-
bezogenen Datenbanken wird
der Big Brother Award in der
Kategorie “Lebenswerk” für
die lebenslängliche Begleitung
aller Staatsbürger verliehen.
Sollte es in diesem Land je
wieder zu Putschen, Machter-
greifungen etc. kommen – wer
kann das ausschließen – wird

die Opposition in Rekordzeit
erfasst, lokalisiert, verhaftet
und interniert werden.”

Der Fehler liegt 
im System 

In einer zunehmend von
Gegensätzen, Armut und Ge-
walt zerrissenen Gesellschaft
wollen sich herrschende Poli-
tik, Behörden, Firmenchefs
und bewaffnete Organisatio-
nen wie die Polizei für Ausein-
andersetzungen rüsten. Dazu
zählt der Kampf um Informa-
tionen, Daten, das Wissen um
Abläufe, Gewohnheiten und
Schwächen von Gegnern oder
potentiellen „Unruhestifter-
Innen”. Als Vorwand dienen
oft Schlagworte wie „Verbre-
chensbekämpfung” oder
„internationaler Terro-
rismus”. Die Erfolge im Sinne
der Allgemeinheit sind meist
mehr als fraglich. Entschei-
dend ist: Die Einschränkung
persönlicher Freiheiten dient
der Aufrechterhaltung eines
auf Ungerechtigkeiten aufge-
bauten Wirtschafts- und Ge-
sellschaftssystems. In ihr ist
der Mensch und seine Ar-
beitskraft eine Ware. Letztlich
kann nur eine Gesellschaft,
die allen Menschen ein würdi-
ges Leben ermöglicht und
nicht auf Profitinteressen auf-
gebaut ist, Verbrechen wirk-
sam bekämpfen und Sicher-
heit für alle bieten; und das
ohne Spitzeldienste und
Überwachungskameras.

Widerstand gegen den „großen Bruder” !
Überwachung und Spitzelwesen – schlimmer als im Kino
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von Jan Rybak,
SLP Salzburg

Die Zahl der Jugendlichen,
die nach Lehrstellen suchen, ist
seit dem Jahr 2000 drastisch
angestiegen. Österreichweit
haben sich bis August dieses
Jahres 10.916 Jugendliche als
Lehrstellensuchende für sofort
gemeldet. 5.283 Jugendliche
werden in Schulungsmaßnah-
men des AMS versteckt und
3.899 befinden sich in Lehr-
gängen nach „Jugendausbil-
dungs-Sicherungsgesetz”
(JASG). Insgesamt sind somit
zur Zeit 20.089 Jugendliche in
ganz Österreich auf Lehrstel-
lensuche. Denen gegenüber
stehen 3.182 freie Lehrplätze.
Ein Trend, der schon länger
anhält: Die Zahl der Lehrlinge
hat sich von 1990 bis 2004 um
etwa 25.500 (= 40%) reduziert.

Regierung im Dienste von
UnternehmerInnen

Seit längerer Zeit schon ha-
ben die Regierungen eigentlich
nur ein Rezept gegen die Lehr-
stellenknappheit: Geld und
Steuererleichterungen für Be-
triebe. Heute kann ein Betrieb
bis zu EUR 4.800/Jahr für ei-
nen Lehrling bekommen, zu-
sätzlich erspart er sich große
Teile der Sozialversicherung.
Weiters wurden die Arbeits-
schutzbestimmungen für Lehr-
linge verschlechtert. Seit dem

Jahr 2000 „dürfen”Jugendliche
im Gastgewerbe, also vor allem
Lehrlinge, bis 23 Uhr arbeiten
(statt wie zuvor nur bis 22
Uhr). Abgesehen davon, dass
sich nun die Frage aufdrängt,
was man/frau erst nach 22 Uhr
lernen kann, werden dadurch
Fachkräfte vom Arbeitsmarkt
verdrängt, weil billigere Lehr-
linge die Spätdienste überneh-
men.

Weiters wurde die Probezeit
für Lehrlinge von einem auf
drei Monate verlängert. In die-
ser Zeit können Lehrlinge, die
sich „nicht bewähren”, sofort
entlassen werden. In drei Mo-
naten geht sich eine Saison-
überbrückung schon aus,
sprich: Lehrlinge werden als
billige Hilfsarbeitskräfte und
SaisonarbeiterInnen miss-
braucht.

Zu einem Mehr an Lehrstel-
len hat das allerdings nicht ge-
führt. Dazu kommt noch, dass
viele Betriebe ihre Lehrlinge
nicht übernehmen, sprich die
Unternehmen kassieren Jahre-
lang für den Lehrling, beuten
ihn/sie als billige Arbeitskraft
aus, mit dem Effekt, dass der
Lehrling am Ende seiner Lehr-
zeit arbeitslos ist.

Wenn Maßnahmen jahrelang
offensichtlich nicht funktio-
nieren, sollte man doch einmal
die Frage stellen, ob es sich
wirklich um die richtigen
Maßnahmen handelt – oder
geht es den PolitikerInnen

nicht eher darum, für ihre
FreundInnen in der Wirtschaft
billigere Arbeitskräfte zu orga-
nisieren?

Vergleich mit 
Deutschland

Hartz IV, der größte Sozial-
raub in der Geschichte der
BRD, führte zu massiven Ver-
schlechterungen für junge Ar-
beitslose. So gibt es (da es in
Deutschland auch Förderun-
gen für Unternehmen gibt, die
Lehrlinge ausbilden) zweijäh-
rige „Ausbildungen” zu Stra-

ßenkehrern und dreijährige
„Fachpackerausbildungen”.
Diese „Lehren” sind nur dazu
gut, dass das Unternehmen
Lehrlinge als billigste Arbeits-
kräfte hat, wirklich ausgebildet
wird niemand.

Auch in Österreich gibt es Be-
strebungen zur Durchsetzung
solcher jugend- und arbeitslo-
senfeindlichen Maßnahmen.
2004 verwies damals noch
FPÖ (heute BZÖ) Bleckmann
auf ein von den Freiheitlichen
erarbeitetes „5 Punkte Pro-
gramm” in dem noch schärfe-
re Sanktionen gegen Arbeitslo-

se gefordert wurden. General-
sekretärin Bleckmann „verwies
in diesem Zusammenhang auf
die gehäuften Beschwerden
von Unternehmern, dass viele
Arbeitslose die Arbeitssuche
nicht ernst nähmen: Arbeits-
suchende kämen nur zu Ein-
stellungsgesprächen um den
Stempel für das AMS abzuho-
len.”

Der steirische BZÖ-Agrar-
sprecher Uwe Scheuch geht
noch einen Schritt weiter zur
Erniedrigung und Ausbeutung
von Arbeitslosen: „Mit der in-
novativen Idee, günstiges

Brennholz durch ungeschulte
Arbeitslose zu produzieren,
könnte es uns gelingen mehre-
re Fliegen mit einer Klappe zu
schlagen.”

Diese „innovative Idee” be-
deutet nichts anderes als
Zwangsarbeit für Arbeitslose!
BZÖ und FPÖ beweisen wie-
der, dass sie nichts mit „dem
kleinen Mann” zu tun haben,
den sie behaupten zu vertreten
– beides sind Unternehmer-
parteien äußerster Brutalität.

Forderungen der SLP

Für die SLP ist Ausbildung
ein Recht, kein Almosen – die-
ses Recht wird in der kapitali-
stischen Logik immer wieder
in Frage gestellt und muss ver-
teidigt werden. Wir fordern:
u Einen garantierten Ausbil-

dungsplatz für jedeN Ju-
gendlicheN 

uAusbildung raus aus Unter-
nehmerhand

uÜberbetriebliche Lehrwerk-
stätten durch die Öffentli-
che Hand. Gute Ausbildung
statt Wurstsemmel-Holen
und Geschäft aufkehren!

umehr Geld für Bildung und
Ausbildung durch Ausbil-
dungssteuer für Betriebe
(2% der betrieblichen Wert-
schöpfung)

u eine Lehrlingsentschädigung,
von der einE JugendlicheR
auch leben kann
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Wie Lehrlinge verarscht werden
Regierung im Dienste der Unternehmen: 

von Michael Gehmacher,
Betriebsrat

Das Leben wird immer teu-
rer. Und sinnvolle Jobs, wo
man gut verdienen kann, wer-
den seltener. Auch der Sozial
und Pflegebereich bleibt von
dieser Entwicklung nicht ver-
schont. Zwar ist die Arbeitslo-
sigkeit dort noch geringer als
in anderen Branchen, aber die
allgemeinen Einsparungen
zeigen auch hier ihre Wir-
kung: Die Arbeitszeiten wer-
den „flexibler” und die Ein-
kommen schmäler. Die Ver-
schlechterung am Arbeits-
markt und im Bildungsbe-
reich tun ihr übriges.

Stimmungswandel

Die Stimmung hat sich ge-
wandelt: Früher meinten viele
Kolleginnen, sie könnten mit
einer Arbeit im Sozialbereich
„das Familieneinkommen auf-
bessern”, denn der Partner
hatte ja „eh einen guten Job”.
Heute dient das Geld aus dem
Sozialjob nicht zum „aufbes-
sern”, sondern  zum oft über-
haupt zum überleben, denn
der  Partner ist längst arbeits-
los oder prekär beschäftigt.
„Im Sozialbereich einen sinn-
vollen Job machen und

nebenbei studieren” wollten
früher viele KollegInnen (oft
Ex-Zivildiener). Doch Stu-
diengebühren und Ver-
schlechterungen auf der Uni
beendeten für viele KollegIn-
nen  den Traum von der aka-
demischen Laufbahn. Immer
mehr Menschen müssen über
viele Jahre mit einem Ein-
kommen aus einem Sozialjob
auskommen – eine deutlich
Gehaltserhöhung ist nötig!  

Kollektivertrags-
verhandlungen 

Seit 2004 gibt es den BAGS-
Kollektivvertrag (BAGS steht
für BundesArbeitsgemein-
schaftGesundheitsundSozial-
berufe). Der neue KV ist zwar
als einheitliche Gehalts- und
Lohnbasis ein Fortschritt für
den Sozialbereich, zementiert
aber die Einkommensent-
wicklung auf sehr niedrigem

Niveau ein (VORWÄRTS be-
richtete). Manchen Arbeitge-
bern, etwa  den Wiener Kin-
derfreunden (SPÖ), war sogar
dieses zu hoch, sie stiegen aus
dem BAGS-KV aus, um weiter
unter BAGS-Niveau zahlen.
Ein Beispiel, das die Glaub-
würdigkeit der SPÖ-domi-
nierten Gewerkschaften nicht
gerade erhöht. Heuer finden
das erste Mal reguläre Ge-
haltsverhandlungen statt. Die

Gewerkschaft fordert 4,1 %
Erhöhung für die KV- und
3,9% für die Ist-Gehälter.

Um unser Recht müssen
wir selbst kämpfen

Die SLP ist mit Michael Geh-
macher über den GLB (neben
Karin Antlanger) dabei. Der
GLB hat (als einzige Gewerk-
schaftsgliederung) den BAGS-
KV grundlegend überarbeitet

und für alle wichtigen Punkte
Verbesserungsvorschläge vor-
gelegt, die bis heute in der
GPA nicht behandelt wurden.

SLP und GLB verlangen eine
Anhebung der Löhne und Ge-
hälter um EUR 200,–. Die SLP
setzt damit bei den oben be-
schriebenen Bedürfnissen der
Beschäftigten an. Einige SLP-
Mitglieder arbeiten im Sozial-
bereich. Überall sehen wir,
dass Unmut über die aktuelle
Situation da ist. Uns  kommt
es darauf an, den bestehenden
Unmut zusammenzufassen
und für Verbesserungen zu
kämpfen. Die „Plattform für
kämpferische und demokrati-
sche Gewerkschaften” könnte
dabei eine wichtige Rolle spie-
len. Der Reichtum ist nur un-
gerecht verteilt – EUR 200,–
mehr Lohn sind finanzierbar.
Die SLP wird die Stimme im
Verhandlungsteam nutzen,
um die Verhandlungen mög-
lichst transparent zu machen.
und  im VORWÄRTS berich-
ten. Wir schlagen den beteilig-
ten Gewerkschaften eine Mo-
bilisierung durch  BR-Konfe-
renzen  und Kundgebungen
rund um jeden Verhandlungs-
termin vor. Außerdem soll das
Endergebnis einer Urabstim-
mung unterzogen werden.

Unsere Arbeit ist mehr Geld wert!  
Plus EUR 200,– für den Kollektivvertrag im Sozialbereich (BAGS)

Typisches Werkzeug für Lehrlinge?



Bei den Wiener Wahlen haben fast 500.000
Menschen nicht oder ungültig gewählt. Einige
hundert haben der SLP ihre Stimme gegeben.
Einige haben sich entschlossen, selbst aktiv zu
werden – und sind der SLP beigetreten. Der
Wahlkampf der SLP hatte als zentrales Ziel,
Menschen zur Mitarbeit zu gewinnen. Das ist
gelungen – und das nicht nur in Wien.

Aktiv gegen Rassismus

Lena, 16, bringt es auf den Punkt: “Die SLP
war in den Wiener Wahlen die einzige Partei,
die aktiv etwas gegen Strache und Sozialabbau
getan hat. Für mich als Erstwählerin waren die
anderen Parteien keine Alternative. Mit SLP
und SWI konnte ich selbst aktiv werden.” Sara,
ebenfalls 16, erklärt warum sie beigetreten ist:
“Weil ich mit allen Forderungen im Wahlpro-
gramm der SLP übereinstimme. Auch bevor
ich es gelesen habe, fand ich die SLP gut, wegen
den ganzen Aktionen auf der Strasse.” Diese
Aktivitäten waren auch für Stefan, 15, aus-
schlaggebend: “Ich bin der SLP beigetreten,
weil sie gegen Rassismus und Vorurteile ist, ak-
tiv gegen Neonazis und eine sozialistische Par-
tei ist.”

Gegen Sozialabbau

Die Kürzungen auf Bundes- und Landesebe-
ne können sich viele Menschen einfach nicht
mehr leisten. “Angesichts der andauernden
Verschärfungen am Arbeitsmarkt, der immer
weitergehenden Demontage von Sozialleistun-
gen, der weltweiten Gleichgültigkeit der Rei-
chen gegenüber der durch sie verursachten
Not, uvm. machen die Stärkung und den wei-
teren Aufbau einer linken Kraft gegen das herr-
schende System unentbehrlich.” – so fasst Her-
bert, 45, die Gründe für seinen Entschluss, bei
der SLP mitzumachen, zusammen. Die Kapita-
listInnen versuchen die Kosten für die Krise des
Kapitalismus auf ArbeitnehmerInnen und Ju-
gendliche abzuwälzen. Das bekommt auch
Max, 14, täglich zu spüren und hat seine
Schlüsse daraus gezogen: “Sozialismus ist not-
wendig, weil auch ich die Auswirkungen des
Kapitalismus im Alltag immer spüre – Freizeit-
aktivitäten sind extrem teuer, Schule ist stres-
sig: von ‚Entfaltung’ kann da keine Rede sein.”

Ein Grund für immer mehr Menschen, sich
zu organisieren – und zwar unabhängig vom
Alter. Berenike, 14, ist dafür ein gutes Beispiel:
“Ich habe nach einer Organisation gesucht,
weil ich etwas gegen Bildungsabbau tun möch-

te. Die SLP ist für mich dafür die sozialistische
Alternative.”

Für Sozialismus

“In Erkenntnis, dass das Soziale von der
Wirtschaft schon längst vom Markt gedrängt
wurde, bin ich mehr denn je überzeugt, dass
das Ziel, den Kapitalismus zu reformieren, ein
utopischeres ist, als jenes, den Sozialismus als
Gesellschaftsform zu installieren. Wer dafür
eintritt, dass der Hunger auf dieser Welt über-
wunden wird; wer möchte, dass er/sie und
Nachfolgegenerationen in einer natürlichen
Umwelt lebt und gesunde, gerecht und biolo-
gisch produzierte Lebensmittel bekommt; wer
ändern möchte, dass einerseits das Heer der Ar-
beitslosen stets zunimmt, andererseits die
Ressourcen für viele Aufgaben, vor denen die
Gesellschaft heute steht, nicht oder nicht genü-
gend vorhanden sind; der muss in letzter Kon-
sequenz für die Überwindung des Kapita-
lismus eintreten. Darum brauchen wir eine
starke antikapitalistische Linke, um den unzu-
friedenen Massen Alternativen jenseits rechter
Populisten bieten zu können. Ich sehe eine Zu-
kunft im Sozialismus; daher sehe ich eine Zu-
kunft für die Sozialistische LinksPartei und

deshalb sehe ich für mich eine Zukunft als Mit-
glied der SLP!” (Charly, 42)

Für Programm und Organisation

In der Geschichte gibt es unzählige Beispiele
für Aufstände und Revolutionen, wo Menschen
sich gegen Ungerechtigkeit gewehrt haben –
aber erfolgreich waren nur die wenigsten. Mei-
stens hat eine Organisation, eine Partei gefehlt,
die die Kräfte bündeln konnte, ein Programm
eingebracht und die Lehren aus der Geschich-
te gezogen hat. Für uns ist der Aufbau einer sol-
chen Partei notwendig – wie auch für Lisa, 20,
„Die SLP ist die Organisation mit dem besten
Programm, die auch voll dazu steht und dazu
Aktionen setzt. Die sich nicht scheut, wo auch
immer es geht, Kritik am System zu üben und
die auch Lösungen anbieten kann. Hier kann
man Taten setzen, anstatt nur zu kritisieren.
Die SLP ist für mich derzeit die einzige und be-
ste Alternative und deshalb wert, voll unter-
stützt zu werden.” Und den Worten von David,
22, ist eigentlich nichts mehr hinzuzufügen:
“Ich würde nie eventuellen Nachkommen er-
klären können, warum ich nichts getan hatte,
als es noch nicht zu spät war. Deswegen: Jetzt
der SLP beitreten!”
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„Unser Ziel ist eine sozialistische Gesellschaft,
die demokratisch und nach den Bedürfnissen
der Menschen organisiert ist.” Dieser Satz
drückt das Selbstverständnis der SLP als soziali-
stische Partei aus. Doch was bedeutet das eigent-
lich? Wir versuchen diese Frage auf Basis unse-
res Grundsatzprogramms zu beantworten.

Warum lehnen wir die bestehende 
kapitalistische Ordnung ab?

Der Kapitalismus ist schon längst kein fort-
schrittliches System mehr. Er ist zu einem Hin-
dernis für die Entwicklung der Menschheit ge-
worden. Konnte er im 19. Jahrhundert die Pro-
duktivkräfte weiter entwickeln und damit den
Lebensstandard der Menschheit weltweit stei-
gern, werden heute unter dem Schlagwort
“Budgetkonsolidierung” Sozialstaaten zerschla-
gen. Europa steuert denselben Weg an, den die
USA schon lange eingeschlagen hat. Gesund-
heits-, Bildungs- und Pensionssysteme werden
künftig auch in Europa eine ungenügende Ba-
sisleistung erbringen – alles darüber hinaus
muss privat und teuer zugekauft werden. Noch
schlimmer ist die Situation im Rest der Welt, wo
der Sozialabbau bei einem noch weniger vor-
handenen Sozialstaat und noch niedrigerem Le-
bensstandard Menschen in Hunger, Elend,
Krankheit und sogar Tod treibt. All das sind kei-
ne natürlichen Missstände, sondern ein Teil des
kapitalistischen Systems, das auf diesem Globus
regiert. Kapitalismus führt auch immer wieder
zu Krisen. Die Auswirkungen und Kosten dieser
Krisen muss die ArbeiterInnenklasse tragen.

Warum ist die ArbeiterInnenklasse
unterdrückt und gleichzeitig der

Schlüssel zur Veränderung? 

Wie auch schon in vorhergegangenen Gesell-
schaftssystemen bereichert sich eine kleine
Schicht auf Kosten der Mehrheit. Seit gesamtge-
sellschaftlich mehr produziert als unmittelbar
verbraucht wird, hat sich eine Schicht bzw. Klas-
se in der Gesellschaft über die andere(n) erhoben
und auf deren Kosten gelebt. Im Kapitalismus
stehen sich die Kapitalisten auf der einen und die
ArbeiterInnenklasse (auch ‚Proletariat' genannt)
auf der anderen Seite gegenüber. Die Existenz des
Proletariats wird heute v.a. in den entwickelten
Industriestaaten von manchen in Frage gestellt.
Doch niemals zuvor in der Menschheitsgeschich-
te war der Anteil jener Menschen an der Bevölke-
rung, die nichts zu verkaufen haben als ihre Ar-

beitskraft, so groß wie heute. Ob wir als Verkäu-
ferIn, IndustriearbeiterIn, Bankangestellte/r,
LehrerIn oder LandarbeiterIn arbeiten oder ob
wir arbeitslos sind – es ändert nichts daran, dass
wir in diesem System nur überleben können,
wenn wir unsere Arbeitskraft verkaufen oder von
jemandem abhängen, der seine/ihre Arbeitskraft
verkauft. Menschen, die sich gegen die Unge-
rechtigkeiten und Missstände des Kapitalismus
wehrten, gibt es seit seinen Anfängen. Es waren
Gewerkschaften und ArbeiterInnenparteien,
Frauen-, Unabhängigkeits-, Friedens- und Um-
weltaktivistInnen. Das 20. Jahrhundert war nicht
nur jenes des Niedergangs des Kapitalismus, son-
dern auch jenes von erbitterten Kämpfen und
Revolutionen. Der Sturz des kapitalistischen Ge-
sellschafts- und Wirtschaftssystems wird nicht
durch den Putsch einer Minderheit passieren
und auch nicht durch eine Volksabstimmung.
Die Herrschenden werden ihre Privilegien, ihren
Reichtum und ihre Macht nicht freiwillig herge-
ben. Sie werden sich nicht einfach abwählen las-
sen. Daher ist eine Revolution notwendig. Eine
sozialistische Revolution ist ein Prozeß, bei dem
die ArbeiterInnenklasse die Macht ergreift. Ein-
zig die ArbeiterInnenklasse ist auch zahlenmäßig
und aufgrund ihrer Erfahrungen in kollektiven
(Klassen-)Kämpfen in der Lage, dieses Ziel zu er-
reichen. Dies steht im Gegensatz zu Vorstellun-
gen über eine “Zivilgesellschaft”, die “über Klas-
sengrenzen hinweg eine andere Welt erschaffen
könne”.

Was verstehen wir unter Sozialismus –
die Gesellschaft, die wir wollen?

“Sozialismus” ist ein Begriff, der mit sehr
unterschiedlichen Bedeutungen behaftet ist.
Manche nennen die SPÖ “sozialistisch”, manche
die ehemalige Sowjetunion. Tatsächlich trifft
beides nicht zu. Sozialismus ist eine Gesellschaft
ohne Ausbeutung des Menschen durch den
Mensch, in der der Kapitalismus gänzlich über-
wunden ist. Eine Gesellschaft, in der jeder
Mensch die Möglichkeit hat, sich frei zu entfal-
ten und sein gesamtes Potential auszuleben. Wir
können kein detailliertes Bild einer sozialisti-
schen Gesellschaft zeichnen, aber wir können
doch einige Fixpunkte skizzieren. Jedes Mal in
der Geschichte, wenn die ArbeiterInnenklasse
in Bewegung geraten ist, wenn es Versuche gab,
den Kapitalismus zu stürzen und die Kontrolle
über die Gesellschaft zu erreichen, kam es zur
Organisierung in Räte-Strukturen (obwohl die-
se natürlich sehr unterschiedliche Namen hat-

ten). Erstmals kann es im Sozialismus echte De-
mokratie geben. Die Menschen finden sich auf
verschiedenen Ebenen zusammen, um über die
Gestaltung der Gesellschaft zu entscheiden: an
ihren Wohnorten, Arbeitsplätzen, in ihrer Aus-
bildung. ArbeiterInnenkontrolle und -verwal-
tung werden zentrale Elemente einer künftigen
sozialistischen Gesellschaft sein. Nicht mehr das
Chaos der kapitalistischen Profitwirtschaft re-
giert, nicht mehr der Mensch muss sich an die
Wirtschaft anpassen, sondern die Wirtschaft
wird nach den Bedürfnissen der Menschen de-
mokratisch geplant. Die Planwirtschaft in den
stalinistischen Staaten konnte, obwohl sie durch
die Bürokratie gehemmt war, das enorme Po-
tential zeigen, das in ihr steckt. Um zu einer so-
zialistischen Gesellschaft zu gelangen, ist es not-
wendig, die Schlüsselbetriebe zu vergesellschaf-
ten: im Gegensatz zu einer Verstaatlichung im
Kapitalismus, wo weiterhin die Spielregeln der
Profitwirtschaft gelten. Endlich werden alle
Ressourcen, die im Kapitalismus brach liegen,
weil sie “zu teuer” sind, eingesetzt und sinnvoll
(z. B. für die Ausrottung von Krankheiten statt
für die Waffenentwicklung) genutzt werden.

Was kann man gegen die Spaltung der 
ArbeiterInnenklasse tun?

Leider wird die Spaltung der ArbeiterInnen-
klasse von Teilen der Klasse selbst und auch von
der Gewerkschaft übernommen. Dies betrifft
insbesondere die Spaltung in Frauen und Män-
ner und in In- und AusländerInnen. Die Kon-
flikte, die hier existieren, sind keineswegs “na-
türlich”. Sie entstehen durch die ungleiche Ver-
teilung von Ressourcen und sind von den Herr-
schenden gewünscht. Vorurteile werden ge-
schaffen und geschürt, Rollenverteilungen wer-
den zementiert. Neben der Spaltung der Arbei-
terInnenklasse gibt es auch noch das Problem
der Vereinzelung. Einsame Kämpfer mögen he-
roisch wirken, den Kapitalismus stürzen kön-
nen sie nicht. Wir alle haben aber demgegen-
über schon die Erfahrung gemacht, dass wir uns
mit Gleichgesinnten zusammenschließen müs-

sen, um gemeinsam ein Ziel zu erreichen. Das ist
der Grund, warum sich Gewerkschaften ge-
gründet haben. Auch wenn hier kämpferische
Traditionen mühsam und teilweise gegen die
Gewerkschaftsbürokratie wieder etabliert wer-
den müssen. Die Interessen der KapitalistInnen
werden in Österreich sehr effektiv von der Re-
gierung sowie von Bundeswirtschaftskammer
und Industriellenvereinigung umgesetzt. Die
ArbeiterInnenklasse braucht ebenso eine Partei,
die sie organisiert, vertritt, die Erfahrungen
sammelt und bilanziert, die Kräfte bündelt und
ein Ziel vor Augen hat. Zur Zeit fehlt eine der-
artige ArbeiterInnenpartei, welche die Spaltun-
gen der Klasse versucht zu überwinden. Wir se-
hen es als unsere Aufgabe an, diese neue Arbei-
terInnenpartei mit aufzubauen.

Wie kann man für den Sozialismus aktiv
werden und was bedeutet das?

Die SLP und die anderen Sektionen des Komi-
tees für eine ArbeiterInneninternationale, die
auf allen 5 Kontinenten vertreten sind, waren
und sind Bestandteil verschiedenster Kämpfe.
Wir haben in Britannien die Kampagne gegen
die Poll Tax (eine extrem unsoziale Steuer, die
von der neoliberalen ThatcherRegierung einge-
führt wurde) geführt. Das Ergebnis war, dass
letztlich 18 Millionen Menschen in Britannien
diese Steuer nicht bezahlt haben und Thatcher
in Folge gehen musste. Wir verbinden in Län-
dern wie Sri Lanka oder Indien die Arbeit gegen
Neoliberalismus mit der Arbeit gegen die
Unterdrückung von Volks- und Religionsgrup-
pen, da die ArbeiterInnen aus verschiedenen
Zugängen von Privatisierung und Sozialabbau
betroffen sind. Wir waren in Österreich ein füh-
render Teil der Widerstandsbewegung gegen
Blau-Schwarz, haben die Kampagne gegen die
radikalen AbtreibungsgegnerInnen organisiert
und waren aktiv in den Klassenkämpfen gegen
den Pensionsraub 2003. All diese Kämpfe für
unmittelbare Verbesserungen oder gegen un-
mittelbare Verschlechterungen sind Teil unserer
Arbeit für eine sozialistische Gesellschaft!

„Ich bin der SLP beigetreten, weil ich der Meinung bin dass die SLP 100% sozialistisch ist.” Karl, 56

Die SLP hat keine großen Geldgeber. Die Stärke der SLP sind ihre Mitglieder. 

SLP-Mitglied kann sein, wer

1. mit unseren grundsätzlichen Ideen übereinstimmt
2. unsere Zeitung liest und verkauft
3. sich an unseren Aktivitäten beteiligt (wo vorhanden im Rahmen einer Ortsgruppe)
4. einen regelmäßigen Mitgliedsbeitrag bezahlt

DDaarruumm  ssiinndd  wwiirr  SSoozziiaalliissttIInnnneenn!!



Margarita Döller, Jg. 1985, Tischler-Lehrling,
Mitglied im Bundesvorstand der SLP und seit
sieben Jahren Sozialistin, im Interview

Margarita, bist du Sozialistin geworden, weil Du
die Welt verbessern willst?

Nein, weil ich das System ändern will! Ich bin
mit vielen Dingen um mich herum nicht zufrie-
den und glaube aber, dass das nicht an „den
Menschen”, sondern an bestimmten Strukturen
liegt, die unser Leben bestimmen. Konkret aktiv
geworden bin ich weil ich mich als SchülerIn-
nenvertreterin gegen Sozial- und Bildungsabbau
gewehrt habe. SozialistInnen konnten mir da-
mals als einzige plausibel erklären, warum es die
Angriffe auf das Bildungssystem gibt – nämlich
weil Sozial- und Bildungsabbau mit dem Kapi-
talismus und seiner Krise zusammenhängen.

Und heute bist du sieben Jahre später grundsätz-
lich noch immer gegen den Kapitalismus? Wa-
rum?

Warum nicht? Nichts hat sich in den letzten
sieben Jahren nichts zum besseren gewendet. Im
Gegenteil: Es gibt mehr soziale Probleme, im-
mer neue Sparpakete und Angriffe auf Arbeiter-
nehmerInnen und Jugendliche, mehr Arbeitslo-
sigkeit und mehr Armut. Wir brauchen Lösun-
gen!

Es heißt immer, die meisten Jugendlichen und
ArbeitnehmerInnen reagieren darauf mit Politik-
verdrossenheit

Die etablierte Politik hat auf diese Probleme
zunächst tatsächlich keine Antwort – alle Parla-
mentsparteien, aber auch die Medien predigen
denselben neoliberalen Einheitsbrei. Sparpake-
te und Sozialabbau werden hier als Sachzwang
dargestellt. Besonders problematisch ist aller-

dings, dass die Gewerkschaften sich ebenso viel
zu stark darin einfügen und somit irgendwie zu
dieser alternativlosen Stimmung beitragen. Mit
dieser haben wir als SozialistInnen tatsächlich
dann zu kämpfen, wenn wir versuchen unsere
Alternativen klar zu machen.

Über welche Frage diskutierst Du meistens mit
Deinen KollegInnen?

Tischler gehören zu jenen hunderttausenden
Fachkräften in Österreich die vielfach unter
1.000 Euro im Monat verdienen. Natürlich spie-
len also soziale Probleme, aber auch die Verdros-
senheit über die etablierte Politik eine große Rol-
le. Offensiv muss man sich aber auch mit Vorur-
teilen gegen ausländische KollegInnen ausein-
andersetzen, dass ist leider ein Dauerthema.

Worauf führst Du Ausländerfeindlichkeit in der
ArbeiterInnenklasse zurück?

Tatsächlich ist es zunächst ein reales Problem,
dass es kaum ausländische Tischler gibt und so-
mit keinen Kontakt in diesem Gewerbe zwi-
schen in- und ausländischen KollegInnen.
Dann wären die Vorurteile sicher nicht so
schlimm. Der Rassismus wird hier ganz klar von
außen hineingetragen. Vor allem der FPÖ-
Wahlkampf und die Tatsache, dass Strache sozi-
ale Probleme wie Jugendarbeitslosigkeit einfach
nur angesprochen hat, wirkt leider.

Und welche Antworten versuchst Du zu geben? 

„Ausländer Raus” bedeutet weder steigende
Einkommen für irgendeinen Arbeiternehmer
noch ein Stopp von Sozialabbau. Die FPÖ war
immer eine Partei, welche Unternehmerinteres-
sen vertreten hat. Rassismus ist aber nicht nur
einfach widerlich, weil er sich gegen Menschen
richtet, die genauso hier leben und arbeiten, zur
Schule gehen ... Er soll uns vor allem spalten, um
als ArbeitnehmerInnen nicht gemeinsam unse-
re Interessen besser wahrnehmen zu können.
Im Grunde versuche ich als Antwort immer
wieder die einfache Frage aufzuwerfen: Warum
richten wir uns gegen ausländische KollegIn-
nen, die wir zumeist konkret gar nicht kennen,
statt gegen die eigene Regierung oder Indu-
striellenvereinung, die wir sehr wohl kennen? 

Die SLP hat viele „große” Forderungen. Was et-
wa der Kampf gegen Privatisierung mit den kon-
kreten Interessen von Lehrlingen und Arbeiter-
nehmerInnen zu tun?

Nehmen wir das Beispiel ÖBB! Dort gibt es
nicht nur Verschlechterungen im Dienstrecht
für die KollegInnen, sondern auch die Schlie-
ßung von Lehrwerkstätten aus Profitgründen.
Das bedeutet weniger Chancen und höhere Ar-
beitslosigkeit für alle Jugendliche. Ebenso dro-
hen – wie in Britannien – noch höhere Tarife,
schlechtere Verbindungen und Sparen bei der
Sicherheit. Davon ist jede/r ArbeitnehmerIn
oder Lehrling betroffen. Privatisieren heißt aber
nicht nur etwas der Profitlogik zu unterwerfen

– das ist in jedem Fall schlecht für uns. Es heißt
auch, jede Chance auf demokratische Kontrolle
auszuschalten.

Sind SozialistInnen heute nicht viel zu schwach,
um etwas verändern zu können? Die SLP errang
beispielsweise bei den Wiener Wahlen gerade ein-
mal 0,02 % der Stimmen. Was ist das schon gegen
15 % für die FPÖ?

Aber was hat diese „kleine”SLP bereits alles ge-
tan – und könnte noch viel mehr tun, wenn wir
nur etwas stärker werden? Die SLP ist in sehr
vielen Fragen – leider – als einzige Partei wirk-
lich aktiv; gegen die radikalen Abtreibungsgeg-
nerInnen (HLI), gegen den Bund freier Jugend
in Oberösterreich, in internationalen Kampag-
nen wie Mondi (Neusiedler), für Gewerkschaf-
terInnen in Kaschmir, Nigeria, Pakistan, Sri
Lanka ...

Als SLP-Mitglied ist man im „Komitee für eine
ArbeiterInneninternationale” organisiert, eine
Struktur, die in über 30 Ländern existiert mit ei-
nem internationalen Vorstand und gemeinsamen
Strukturen. Was bringt eine solche Internationale
für eine österreichische Sozialistin? 

Es gibt beispielsweise konkreten Erfahrungs-
austausch bei internationalen Konferenzen und
Treffen. Das hat nichts mit diplomatischen Ge-
sten zu tun – wir besprechen sehr kritisch unse-
re Arbeit und Kampagnen und stellen vor allem
auch gemeinsame Aktionen auf die Beine. Na-
türlich leben ArbeiterInnen und Jugendliche
weltweit auch unter unterschiedlichen Bedin-
gungen. Aber überall geht es letztlich um Vertei-
lungskämpfe, Widerstand gegen Privatisierung
und Sozialabbau und seine Organisierung, so-
wie die Frage nach einer anderen, sozialistischen
Gesellschaft. Es ist heute viel von Globalisierung
die Rede. Wir leben tatsächlich schon länger in
einer kapitalistischen Weltwirtschaft. Daher war
und ist es notwendig für SozialistInnen, inter-
nationale Zusammenhänge zu erkennen, eine
gemeinsame Vorgehensweise zu entwickeln und
schlagkräftige internationale Strukturen aufzu-
bauen. Sowie meiner Meinung nach Sozia-
lismus nur auf internationaler Ebene durchge-
setzt werden kann, ist der Kampf am Arbeits-
platz oder in der Schule gegen die Auswirkun-
gen des Kapitalismus nur zu führen, wenn man
ständig über den Tellerrand hinaus blickt. Wie
soll man sich sonst gegen das Gegeneinander-
ausspielen ganzer Belegschaften rund um den
Globus wehren? Für mich ist es aber einfach
auch positiv zu wissen, dass an vielen Orten der
Welt SozialistInnen mit mir in derselben Orga-
nisation für die gleiche Sache eintreten.

Aber was bringt die SLP Deinen KollegInnen vor
Ort. Macht es konkret einen Unterschied, ob ein/e
SozialistIn in einem Betrieb oder einer Schule vor-
handen ist oder nicht?

Ja! SozialistInnen wollen ja keine Luftschlösser
bauen, sondern sehen ihre Aufgabe immer und
überall konkret für die Rechte und Interessen

von ArbeitnehmerInnen und Jugendlichen zu
kämpfen. Dabei kann man übrigens auch von
internationalen Erfahrungen profitieren. Das
war auch schon vor 100 Jahren so, wo Soziali-
stInnen Kollektivverträge und Gewerkschaften
die es woanders schon gab, erstmals bei uns
durchgesetzt haben. Viele Mitglieder der SLP
waren oder sind etwa aktive Betriebsräte und
SchülerInnenvertreterInnen. Wir lehnen aber
die gerade in Österreich übliche Stellvertreter-
Innenpolitik entschieden ab: SLP-Mitglieder
versuchen in ihrer Schule oder in ihrem Betrieb
möglichst viele KollegInnen zu organisieren.
Das ist schon alleine notwendig, weil wir grund-
sätzlich nicht glauben, dass es in der Wirtschaft
faire, sozialpartnerschaftliche Kompromisse
gibt. ArbeitnehmerInnen und UnternehmerIn-
nen haben grundsätzlich unterschiedliche
Interessen – davon gehen wir aus.

Als SozialistIn bist du ja grundsätzlich für eine
Gesellschaft ohne Unternehmer. Kann das über-
haupt funktionieren?

Gegenfrage: Funktioniert Kapitalismus? Kapi-
talismus ist weder effizient – man denke nur an
die Krisen – noch demokratisch.Warum soll das
eine Planwirtschaft nicht grundsätzlich besser
können? Selbstverständlich kommt es auf das
„wie” an: Demokratie in Wirtschaft und Gesell-
schaft – das ist Sozialismus. Genau daran ist
übrigens die Planwirtschaft in Osteuropa ge-
scheitert – dort gab es keine Demokratie, dafür
aber eine privilegierte Bürokratie.

Wie lange bist du bereit, noch auf den Sozia-
lismus zu warten 

Also ich gehöre sicher nicht zu den Menschen,
die irgendwann sagen, sie waren halt in der Ju-
gend Sozialisten und sind jetzt gescheiter ...
Vielleicht waren sie halt nur in der falschen Par-
tei, oder hatten zu wenig Geduld, die richtige
aufzubauen. Vor allem warte ich nicht! Ich bin
aktiv, weil ich glaube, dass wir Sozialismus drin-
gend brauchen und daher es in jedem Fall die
richtige Entscheidung ist, SozialistIn zu sein
oder zu werden.
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Ein Gespräch über den Sozialismus …

Das Programm der 
Sozialistischen LinksPartei
40 Seiten, EUR 3,00 inkl. Versand

Das Programm wird nach Überweisung auf unser Konto
PSK 8812.733 zugesandt. Namen und Anschrift nicht
vergessen!

Eine sozialistische 

Welt ist möglich



Es gibt Schätzungen, dass im
Wiener Wahlkampf insgesamt
bis zu 10 Millionen Euro aus-
gegeben wurden – für Plakate,
Inserate, Werbegeschenke
und bezahlte WahlhelferIn-
nen. Die SLP hatte ein Wahl-
kampfbudget von EUR
4.000,–, dafür war unser
Wahlkampf um so lauter.

Als einzige Partei hat die SLP
gegen den Rassismus der FPÖ
Widerstand organisiert. Bei
Auftakt- und Abschlusskund-
gebung der FPÖ am Viktor-
Adler-Markt haben wir (eben-
so wie dazwischen) Aktionen
gegen Sozialabbau und Ras-
sismus organisiert. Hunderte
Jugendliche und MigrantIn-
nen folgten dem Aufruf von
SLP und SWI und protestier-
ten lautstark gegen Wiens
Hassprediger Nr.1 – Strache.

SWI – eine unabhängige so-
zialistische Jugendorganisa-
tion – hat uns in diesem Wahl-
kampf unterstützt. Beim
Schulstreik gegen die Zu-
gangsbeschränkungen an den
Unis am 19. Oktober organi-
sierten SWI-AktivistInnen
den größten Schulblock mit
rund 100 TeilnehmerInnen

aus der AHS-Boerhaavegasse.
Politisch wurde der Zu-
sammenhang zwischen Bil-
dungsabbau und Rassismus
ebenso betont wie die Verant-
wortung aller Parteien für die
Kürzungen bei Bildung.

Anders als die Anderen

WahlstrategInnen meinen,
PolitikerInnen sollten das Po-
sitive hervorheben und mög-
lichst nichts Negatives über
die anderen Parteien sagen.
Daran hat sich die SLP nicht
gehalten. Wir haben die SPÖ
bei der Eröffnung des Marga-
retner Sozialzentrums dafür
kritisiert, dass sie in Wien
selbst Sozialabbau betreibt.
Und die SLP-Spitzenkandida-
tin Sonja Grusch hat bei einer
Diskussionsrunde in der Lug-
ner-City als einzige auf dem
Podium den widerlichen
Wahlkampf der FPÖ scharf
zurückgewiesen. Was den
rund 300 Jugendlichen offen-
sichtlich besser gefiel als die
Phrasen der VertreterInnen
von BZÖ/ÖVP/Grüne/SPÖ/
FPÖ – wie der tosende Ap-
plaus gezeigt hat.

Sozialismus als 
Alternative

Die SLP hat „sozialistisch”
nicht nur im Namen, sondern
auch im Programm. Das ha-
ben wir auch im Wahlkampf
nicht versteckt. Die Wiener
Privatsisierungspolitik folgt
einer kapitalistischen Logik –
entschiedener Kampf gegen
den Privatisierungswahn
muss daher eine sozialistische
Gesellschaftsveränderung als
Alternative aufzeigen. Die Tat-
sache, dass wir offen für So-
zialismus eintreten, hat uns
nicht nur von allen anderen
Parteien unterschieden, son-
dern ist auch von vielen unter-
stützt worden.

Kein Moos – aber viel los!

Die anderen Parteien haben
ihre WahlhelferInnen bezahlt
(zwischen EUR 6,– und EUR
9,50/Stunde) – da kam es
dann auch mal vor, das dersel-
be Wahlhelfer an unterschied-
lichen Tagen für unterschied-
liche Parteien geworben hat.
Unsere WahlkämpferInnen
aus Wien, Linz, Salzburg,

Niederösterreich und Deutsch-
land haben keinen Cent be-
kommen – sie haben geholfen,
weil sie unsere Ideen unter-
stützen. Viele, die wir in die-
sen letzten Wochen erstmals
kennengelernt haben, sind der
SLP auch beigetreten. Viele
sind zu unserem Wahlfest ge-
kommen – das unter einem
internationalen Motto stand.
Die SLP ist international orga-
nisiert, um gegen Ausbeutung
und Kapitalismus zu kämp-
fen. Am 23.10. Oktober wurde
daher nicht nur unsere erfolg-
reiche Kampagne gefeiert,
sondern auch mehrere hun-
dert Euro gesammelt, die un-
sere GenossInnen in Kasch-
mir und Pakistan erhalten, um
den Erdbebenopfern direkt
vor Ort zu helfen.

UUnnsseerree  AArrbbeeiitt  kkoosstteett  GGeelldd.. Da-
her bittet die SLP um Spenden.
Am besten regelmäßig (Dauer-
auftrag). Ab EUR 7,– pro Monat
gibt’s alle Publikationen der SLP
(inkl. Broschüren) per Post nach
Hause – ein “All-Inclusive-Abo”
eben.                PPSSKK  88881122..773333
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ist die Zeitung für 
Widerstand, Solidarität und Sozialismus.

ist parteiisch: Immer für
ArbeitnehmerInnen, Frauen und Jugendliche.

ist unabhängig vom großen Geld,
aber abhängig von seinen UnterstützerInnen.

Abonnement bestellen:
Tel.: 01/524 63 10

oder EUR 18,00* an PSK 8812.733 überweisen.
Namen, Anschrift und Kennwort “Abo” nicht vergessen!

*Sozialpreis für Menschen ohne eigenem Einkommen EUR 10,00
Alle Preise für 10 Ausgaben inkl. Porto und Versand

Die SLP-Treffpunkte

LINZ

jeweils Montag, 17.30 Uhr,
“Alte Welt”, Linz, Hauptplatz 4

SALZBURG

jeweils Donnerstag, 19.30 Uhr,
“Shakespeare”, Salzburg,
Hubert-Sattler-G. 3 (Mirabellplatz) 

WIEN

jeden Mittwoch um 19 Uhr
SLP Wien Nord, Piwnica
(ehem. Peer Gynt), 1200 Wien,
Jägerstraße 38 (U4, U6, 5, 33)

jeden Freitag um 19 Uhr
SLP Wien Süd, Bunte Kuh,
1050 Wien, Siebenbrunneng./ 
Ecke Zentag. (U4, 12A, 14A)

Achtung: Ab Dezember neue Ortsgruppen-Treffpunkte!
Aufgrund des Mitgliederzuwachses werden die Ortsgruppen in
Wien neu strukturiert.Ab Dezember wird es deshalb mehr und
andere Treffpunkte in Wien geben. Nähere Informationen da-
zu unter www.slp.at und Tel. 01/624 63 10.

SWI-Treffpunkt in Wien

jeden Montag um 17.30 Uhr
Amerlinghaus, 7., Stiftgasse 8
(U2, U3, 48A, 49)

S L P  I N  E I G E N E R  S A C H E

Laut, aktiv, kämpferisch – Der Wahlkampf der SLP

S P E N D E N

von John Evers, SLP Wien 

Mit zwischen 0,19 bis 0,47
Prozent blieb die SLP hinter
den hohen „Erwartungen” zu-
rück, welche andere Linke, wie
die KPÖ-Abspaltung „Kom-
munistische Initiative” – zu-
mindest nach ihren eigenen
Worten – in unser Antreten bei
den Wiener Wahlen gesetzt
hatten. Auch eine weitere
Gruppe gab sich bitter ent-
täuscht. Sie schrieb angesichts
unseres Ergebnisses gar von ei-
nem „Desaster”. Tatsächlich
hatte die SLP gar keine Erwar-
tungen bezüglich des Wahler-
gebnisses formuliert; auf die
Aufstellung eines Stimmen-
ziels war bewusst verzichtet
worden. Sonja Grusch,
Bundessprecherin antwortete
beispielsweise in einem Zei-
tungsinterview auf die Frage
nach diesem gelassen: „Abso-
lute: wird die SLP leider ver-
fehlen.” Doch warum sind wir
überhaupt angetreten?

Ausgangslage für 
SozialistInnen

Dem großen Vakuum links
von SPÖ und Grünen stand bei
den Wiener Wahlen die Tatsa-
che gegenüber, dass keine linke
Partei oder Liste existierte, die
auch nur auf lokaler Ebene
über eine relevante Veranke-
rung in der ArbeiterInnenklas-
se und den Gewerkschaften
verfügt. Die Klassenkämpfe
der letzten Jahre haben zwar
die Sozialpartnerschaft begra-
ben, aber noch nicht zu Ansät-
zen neuer politischer Kräfte
der ArbeiterInnenbewegung
geführt. Es wäre für Soziali-
stInnen grundsätzlich ein ver-
hängnisvoller Irrtum zu glau-
ben, dieses Problem durch ei-
nen Wahlkampf, bzw. die Er-
ringung eines Bezirksratsman-
dat beheben zu können. Weder
unser Ergebnis jetzt oder bei

den letzten Nationalratswah-
len in Wien (3.900 Stimmen),
noch die nun knapp 10.000
Stimmen für die KPÖ, noch
die ca. 0.4 % für andere Listen
in einzelnen Bezirken,
drück(t)en den entscheiden-
den Ansatz für eine neue linke
Partei in Wien aus. Zweifellos

brachte zwar der Erfolg Ernest
Kalteneggers einen gewissen
Rückenwind für die Wiener
KPÖ, die sich diesen Wahl-
kampf zudem mindestens
EUR 40.000,– (Eigenangabe)
kosten ließ. Doch selbst die an
sich erfreuliche Tatsache, dass
der KPÖ erstmals seit fast zwei
Jahrzehnten der Einzug von
zwei BezirksrätInnen gelang
(in der Leopoldstadt und in
Landstraße), wird durch ihren
inhaltsleeren, abgehobenen
und kaum von Aktivismus ge-
tragenen Wahlkampf relati-
viert.

Zeichensetzung im 
Wahlkampf

Als SozialistInnen müssen
wir grundsätzlich Wahlausein-
andersetzungen als eine Zeit
von verstärktem politischen
Interesse nutzen. Als wahlwer-
bende Gruppe – so unsere Ein-
schätzung – hätten wir in die-

sem Wahlkampf die besten
Möglichkeiten, sozialistische
Inhalte einzubringen, gegen
die extreme Rechte zu mobili-
sieren und die Forderung einer
neuen ArbeiterInnenpartei für
Österreich bekannt zu ma-
chen. In Sinne einer solchen
Zeichensetzung haben wir uns

auch bewusst entschieden, ein
Antreten in möglichst vielen
Teilen Wiens zu versuchen.

Wahlziele erreicht – was
bleibt nach der Wahl?

Durch den Einsatz der Mit-
glieder und die Mobilisierung
unseres Umfelds und vielen
Menschen „von der Straße”,
konnte schließlich die Kandi-
datur in sechs Wiener Bezirken
erreicht werden. Alleine, dass
die SLP diesmal für rund ein
Viertel der WienerInnen wähl-
bar war, ist aus unserer Sicht
nicht Riesenerfolg. Es ist auch
ein Signal, dass man sich auch
ohne Geld und großen Appa-
rat nicht durch die Hürden des
Establishments (ein undemo-
kratisches Wahlrecht, Medien-
boykott, ...) von vorneherein
geschlagen geben muss. Auch
andere Ziele, wie die Mobilisie-
rung zu einer großen Gegen-
demonstration zur FPÖ-Ab-

schlussveranstaltung am Vic-
tor-Adler-Markt konnten um-
gesetzt werden. Insgesamt
führte unsere Partei weit über
100 öffentliche Aktionen im
Wahlkampf durch und konnte
so tausende Menschen – viele
wohl erstmals – mit sozialisti-
schen Ideen konfrontieren.
Noch positiver fällt die Bilanz
für den unmittelbaren Aufbau
der SLP aus: Finanziell konn-
ten wir beispielsweise soviel
Unterstützung mobilisieren,
dass dieser Wahlkampf ohne
Schulden geführt werden
konnte. Gleichzeitig verzeich-
neten wir das stärkste Mitglie-
derwachstum seit vielen Jah-
ren. Die Mitglieder und Wäh-
lerInnen der SLP hätten sich si-
cher über ein besseres Stim-
mergebnis gefreut, welches
diese Bilanz zusätzlich unter-
strichen hätte. Was bleibt ist
aber in jedem Fall eine SLP, die
ihre sozialistische Positionen
und ihre Aktivität in den näch-
sten Monaten wesentlich ge-
stärkt einbringen kann und
wird.

„Absolute: wird die SLP leider verfehlen”
Wenig Stimmen aber gute Stimmung bei der SLP 

www.slp.at

Die Website der Sozialistischen
LinksPartei – seit Mai in neuem 
Gewand, mit mehr und aktuelle-

rem Inhalt. Jetzt besuchen!

Die Wahlergebnisse 
der SLP im Detail:

GGeemmeeiinnddeerraattsswwaahhlleenn

Wahlkreis Zentrum  
2005: 124 Stimmen (0,24%)
2001: 100 Stimmen (0,18%)

BBeezziirrkkssrraattsswwaahhlleenn

Margareten  
2005:   90 Stimmen (0,47%)
2001: 139 Stimmen (0,68%)

Favoriten 
2005: 128 Stimmen (0,19%)

Brigittenau 
2005:   82 Stimmen (0,28%)
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Nazicamp von 
AntifaschistInnen 

verhindert

GGrriieecchheennllaanndd::  Im Mai hatten
vier Nazi-Organisationen, dar-
unter die NPD, sowie Faschi-
sten aus Italien, Griechenland
und Spanien ein internationa-
les Jugendcamp für 16. bis 18.
September angekündigt – ohne
allerdings einen Ort bekannt-
zugeben. Xekinima (CWI in
Griechenland) und Jugend ge-
gen Rassismus in Europa star-
teten daraufhin eine Kampag-
ne um das Nazi-Camp zu ver-
hindern. Xekinima und JRE
schlugen fünf Aktionstage in
den Gegenden vor, wo das
Camp vermutet wurde. Ziel
sollte eine Mobilisierung von
ArbeiterInnen und Jugend-
lichen zur Verhinderung der
Veranstaltung sein. Die Lehrer-
gewerkschaft kündigte für den
15. September einen dreistün-
digen Streik an. Auf diesen
Druck hin ließ die Regierung
das Camp verbieten – obwohl
sie das Camp zuvor mit dem
Argument der „Meinungsfrei-
heit” verteidigt hatte. Ein enor-
mer Erfolg für die antifaschisti-
sche Bewegung!

Nach dem Tsunami:
Wahlkampagne mit
sozialistischem Profil 

SSrrii  LLaannkkaa::  Mit einer Kampagne
gegen Korruption und Miss-
wirtschaft im Zuge der Tsuna-
mi-Katastrophe tritt die Uni-
ted Socialist Party (CWI in Sri
Lanka) bei den Präsident-
schaftswahlen in Sri Lanka an.
Die USP kämpft gemeinsam
mit Menschen in den vom Tsu-
nami betroffenen Gebieten ge-
gen die Auswirkungen der Kat-
astrophe und die Scheinheilig-
keit der Regierung. Nur 13,5
Prozent der gesamten Spenden
und Hilfslieferungen wurden
tatsächlich für die dafür vorge-
sehenen Zwecke verwendet
und nur 2% aller zerstörten
Häuser wurden bis jetzt wieder
aufgebaut! Die United Socialist
Party ist auch die einzige Partei
die das Recht auf Selbstbestim-
mung für die Tamillische Min-
derheit im Norden Sri Lankas
verteidigt – zuletzt gegen den
Versuch von Präsidentschafts-
kandidaten, den Tamillen das
Wahlrecht abzusprechen. Die
USP tritt mit einem klar sozia-
listischen Programm an und
steht für einen sozialistischen
Ausweg aus dem Desaster Ka-
pitalismus.

Neues aus dem CWI

www.socialistworld.net

von John Evers,
SLP Wien

Clichy vom „Lumpenpack zu
befreien” und den Abschaum
im Pariser Vorortegürtel mit
dem „Kärcher” (Hochdruck-
reiniger) durchzuputzen – das
versprach Innenminister Sar-
kozy. Mit den Parolen, die
sonst der extremen Rechten
vorbehalten bleiben, und mas-
siven Polizeieinsätzen rea-
giert(e) der Staat auf die Pro-
testwelle, die nach dem Tod
zweier Jugendlicher ausgebro-
chen war. Der 15-jährige Trao-
re Bouna und der 17-jährige
Zyed Benna hatten sich aus
Furcht vor der Polizei in einem
Transformatorenhäuschen
versteckt und starben darauf
an den Stromstößen. Im
Gegensatz zu Sarkozys Be-
hauptungen hatten sie laut
dem jüngsten Polizeibericht
keinerlei Straftaten begangen.

Aufstandsbekämpfung

Bereits der Anlassfall selbst

wirft ein bezeichnendes Licht
auf die gängige Behördenpra-
xis in diesen Vierteln. Der Ver-
such den tagelangen Aufruhr
einfach mit Tränengas, Gum-
migeschossen und Knüppel
im Sinne einer „Aufstandsbe-
kämpfung” niederzuschlagen,
erinnert bereits an bürger-
kriegsähnlich Zustände; wei-
tere Tote scheinen nur als eine
Frage der Zeit. Hinter diesem
Konzept steckte nicht zuletzt
von Beginn an die Furcht, die
Unruhen könnten sich stärker
vom Pariser Banlieue, dem
unterprivilegierten Vororts-
gürtel um die Stadt, in die
„besseren”Vierteln  verlagern.

Völliges 
politisches Versagen

Bereits in den ersten Tagen
des Aufruhrs zeigte sich, dass
die Strategie der „Null Tole-
ranz” völlig gescheitert war
und immer mehr Autos und
Einkaufszentren brannten.
Die blinde Verzweiflung von
unterprivilegierten Jugend-

lichen, viele mit Migrations-
hintergrund, beruht auf den
vielen Verletzungen, die sie
tagtäglich von der Gesell-
schaft erfahren: Arbeitslosig-
keit, Armut und Diskriminie-
rung gehen für die Bewohne-
rInnen dieser  Viertel Hand in
Hand. An die Grenzen geraten
ist offensichtlich auch die Po-
litik der „kleinen Schritte” ver-
schiedener „Linksregierun-
gen” der letzten Jahre, die
durch Bildungsmaßnahmen
und Fassadenverschönerun-
gen in diesen Vierteln das Pro-
blem beheben wollte. Wer
konnte zog weg. Die Armut
blieb, weil sie ein strukturelles
Problem auch der französi-
schen Gesellschaft ist. Was ne-
oliberalen Regierungen bleibt,
ist somit nur mehr die harte
Hand des in den letzten Jahren
hochgerüsteten „Antiterror-
Apparates”. Diese richtet sich
aber  letztlich nicht nur gegen
spontanen Aufruhr, sondern
vor allem auch gegen den or-
ganisierten Widerstand.

Mit Null Toleranz gegen sozialen Aufruhr?

von Laura Rafetseder und
Wolfgang Fischer, SLP Wien 

Wochen nach dem Erdbeben
vom 8. Oktober in Pakistan
und Kashmir sind immer
noch kaum Hilfslieferungen
bei den Opfern angekommen.
Mehr als 3,3 Millionen Men-
schen sind obdachlos. In drei
bis fünf Wochen wird der
Wintereinbruch erwartet, die
Zahl der Todesopfer – derzeit
58.000 – wird weiter anstei-
gen. Auch mehrere Mitglieder
des CWI aus Kalam, Swat Val-
ley, kamen ums Leben.

Die Armen  am 
stärksten getroffen

Diejenigen, die am schwer-
sten betroffen sind, sind die
armen ArbeiterInnen und
Bauern. Die Notfall- und Ret-
tungsdienste sind unter dem
Druck der Ereignisse zu-
sammengebrochen. Verschie-
dene Regierungen haben in
Pakistan wiederholt die Aus-
gaben für Feuerwehren und
Rettungsdienste zusammen-
gestrichen. Allein im letzten
Jahr hat die Musharraf-Regie-
rung rund 45 % des Budgets
für das Militär ausgegeben,
für das Gesundheitswesen da-
gegen nur 1,3 %. Es herrscht
enormer Mangel an ÄrztIn-
nen und Krankenhäusern.
Verletzte werden in Höfen
und auf der Straße versorgt,
weil die Kliniken und die
Krankenhäuser voll sind.
Während die Häuser in wohl-
habenden Gegenden von der
Zerstörung verschont blieben,

waren es die Häuser in den ar-
men Gebieten, die aufgrund
der schlechten Bauqualität
dem Beben nicht standhalten
konnten. Einige der höchsten
Opferzahlen gab es in Schu-
len, wo einstürzende Gebäude
SchülerInnen unter sich be-
gruben. Die Regierungen der
letzten Jahrzehnte die Schulen
haben verrotten lassen. Die
neoliberale Wirtschaftspolitik
hat die Opferzahlen in diesem
Desaster somit enorm vergrö-
ßert.

Solidarität versus
Alibi-Aktionen 

Millionen von ArbeiterIn-
nen und Jugendlichen in Paki-
stan und Kaschmir haben in
einem bewegenden Ausdruck
von Solidarität mit den Be-
troffenen Essen, Kleidung und
Geld gespendet. Demgegen-
über hat die pakistanische Re-

gierung bisher versagt. Kein
ernsthafter Schritt wurde sei-
tens des Musharraf-Regimes
in den letzten Jahren getan,
um einer solchen Katastrophe
im Ernstfall zu begegnen. Die
westlichen imperialistischen
Staaten beschränken sich
ebenfalls auf Alibi-Aktionen.
Die USA haben ganz acht
Hubschrauber zugesagt, die
gesamte internationale Staa-
tengemeinschaft 91,5 Millio-
nen Euro – verglichen mit 46
Milliarden die bisher alleine
der Afghanistaneinsatz koste-
te eine lächerlich Summe. Die
herrschenden politischen Par-
teien versuchen die Situation
für ihre Interessen auszunut-
zen und mit Hilfslieferungen
– natürlich nur für die eigenen
Anhänger – Unterstützung für
die nächsten Wahlen zu kau-
fen. Das kann auch einen Auf-
wind für fundamentalistische
Islamistische Gruppen bedeu-

ten – die in der Vergangenheit
linke Aktivisten und Gewerk-
schafterInnen attackiert und
getötet haben.

Wahnsinn Kapitalismus

Der Wahnsinn des kapitali-
stischen Profitsystem zeigt
sich darin, wie private Firmen
sogar noch versuchen aus der
Misere der Menschen Kapital
zu schlagen. Die Preise für den
öffentlichen Transport, oder
für LKWs die Hilfslieferungen
bringen könnten, sind um bis
zu 600% angestiegen! Darin
zeigt sich auch, dass das Ver-
sprechen der Herrschenden,
dass Privatisierungen den
Menschen zugute kommen,
nichts als Lüge ist. Was ist das
für ein System, in dem Profite
mehr zählen als die Leben der
Menschen? Die Situation in
Kashmir und Pakistan ver-
langt ganz klar einen Bruch

mit dem kapitalistischen Pro-
fitsystem. Der einzige Ausweg
aus der Misere ist eine soziali-
stische Veränderung der Ge-
sellschaft.

Rolle von SozialistInnen
& GewerkschafterInnen

Die Menschen in Pakistan
und Kashmir sind wütend auf
die Untätigkeit der Regierung
und die Scheinheiligkeit der
Hilfsaktionen. In Bagh, einer
Stadt in Kashmir, haben 500
Menschen gegen die Behör-
den der Regierung demon-
striert mit der Forderung
„Gebt uns Zelte statt Almo-
sen!”. AktivistInnen und Ge-
werkschafterInnen aus SMP
(Socialist Movement Paki-
stan, Schwesterorganisation
der SLP in Pakistan und
Kaschmir) und der Kampagne
für Gewerkschaftsrechte
TURC (Trade Union Rights
Campaign) starteten umge-
hend einen Spendenaufruf.
Diese Kampagne organisiert
gemeinsam mit den Men-
schen der Region Hilfsliefe-
rungen und Komitees zur
Kontrolle und Verteilung der
Hilfsgüter durch die Betroffe-
nen selbst. Dadurch soll ver-
hindert werden, dass sich die
Unternehmen und die kor-
rupte herrschende Elite an
dem Elend der Betroffenen
bereichern können. Ziel ist es
aber auch, die betroffenen
Menschen zu organisieren
und eine starke Gewerk-
schaftsbewegung aufzubauen,
um dieses Elend zu beenden.

Erdbebenkatastrophe in Asien: 

So macht Solidarität Sinn!

Frankreichs Innenminister Sarkozy provoziert Welle der Gewalt

Spendenaufruf für Opfer in Asien – Auswege aus dem Elend



von Harald Mahrer,
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Bereits im Oktober 2005 ver-
zeichnete die unabhängige
Beobachtungsstelle ZARA 910
Fälle von Rassismus, ebenso
viele Vorfälle hat die Beratungs-
stelle für Opfer und ZeugInnen
von Rassismus im gesamten
vorangegangen Jahr 2004 do-
kumentiert.Am 23.Oktober er-
folgte der nächste Pauken-
schlag: Die FPÖ kam nach ei-
nem praktisch ausschließlich
mit rechtsextremen und ras-
sistischen Parolen geführten
Wahlkampf auf knapp 15 Pro-
zent der Stimmen.

Erbärmliche Reaktionen
von SPÖ und Grünen

SPÖ und Grüne überließen
bereits im Wahlkampf der
rechten Sturmtruppe kampf-
los das Feld. Während Häupl
witzelte, er benötige einen
Zahnstocher im Duell gegen
Strache, blieben zehntausende
ehemalige SPÖ-WählerInnen
zu Hause. Offensichtlich
deckte sich ihr Alltag nicht mit
dem “Alles leiwand”-Wahl-
kampf der SPÖ. Und die Re-
aktionen auf den rechten Hö-
henflug? Die Grüne Maria
Vassilakou meinte, sie wolle
nicht die “Jeanne d'Arc gegen
Rassismus” sein. Und die
Wiener SPÖ setzte sich sogar
mit der FPÖ an den Verhand-
lungstisch, um Gemeinsam-
keiten auszuloten.

Rassistischer 
Grundkonsens

Alle Parlamentsparteien re-
den inzwischen lautstark vom
“Asylmissbrauch” als ein an-
geblich zentrales Problem un-
serer Zeit. Tatsächlich liegt es
auf der Hand, dass rund 10.000
AsylwerberInnen (2004) nicht

die Verursacher von Arbeitslo-
sigkeit,Wohnungsnot und Kri-
minalität sein können. Doch
bewusst wird anhand einer be-
stimmten Gruppe ein allge-
meines Bild von kriminellen
Horden aus dem Ausland, die
sich einschleichen, um den
“ÖsterreicherInnen”nach Leib,
Leben und Besitz zu trachten
erzeugt. “Integration” wird
demgegenüber auf Deutsch-
kurse und Heimatkunde als
Pflichtfach beschränkt.
“Deutsch statt nix verstehen”
heißt aber nichts anderes als
das Menschen anderer Her-
kunft eigentlich nicht er-
wünscht sind. Tatsächlich sind
Ausgrenzung, politische und
soziale Diskriminierung von
MigrantInnen die wesent-
lichen Integrationshindernisse.

Neue Ära der FPÖ?

Die Sozialistische LinksPar-
tei war die einzige politische
Kraft, die stets darauf verwie-
sen hat, dass das Potential für
rechte Hetzer weiter besteht
und solange dem nicht von
links entgegen getreten wird,
bestehen wird. Schließlich
sind weder die sozialen Pro-
bleme, die den Boden für
rechten Populismus bereite-
ten, gelöst, noch die Men-
schen verschwunden, die teils
seit Jahren den rassistischen
Parolen gefolgt sind. Aus die-
ser korrekten Analyse zogen
wir den Schluss, dass es not-
wendig ist, Strache und der
FPÖ offensiv entgegen zu tre-
ten. Im Wahlkampf konnten
wir so hunderte zumeist junge

Menschen gegen den rechten
Hassprediger mobilisieren.
Doch für uns ist die Sache
nicht mit dem Ende des Wahl-
kampfs erledigt. Die – groß-
teils unwidersprochene – Het-
ze Straches hat das Klima in
Wien aufgeheizt. Es sind ver-
mehrte Angriffe auf Migrant-
Innen und Linke – wie am
Rande der FPÖ-Abschluss-
kundgebung geschehen – zu
befürchten. Ob die FPÖ ihren
Wiener Erfolg auch auf
Bundesebene wiederholen
wird können, muss sich erst
zeigen. Sie hat jedenfalls allen
Grund zur Hoffnung. Die eta-
blierten Parteien setzen ihren
rassistischen Kurs fort oder
werden ihn sogar verschärfen.
Die nächste Sozialabbauwelle
wird unter dem Deckmantel

der EU – wie der letzte EU-
Gipfel zeigt – bereits vorberei-
tet.

Rassismus aktiv 
bekämpfen

Die beste Integrationspolitik
ist die gemeinsame Mobilisie-
rung von MigrantInnen und
“ÖsterreicherInnen” gegen
das gegeneinander Aufhetzen
und für gemeinsame Interes-
sen: Arbeitsplätze, ordentliche
Entlohnung, leistbare Woh-
nungen und zukunftsträchti-
ge Bildung. Der Kapitalismus
bietet aber sowohl MigrantIn-
nen als auch inländischen Ar-
beitnehmerInnen nur Re-
kord-Arbeitslosigkeit und
sinkende Reallöhne bei gleich-
zeitig massiv steigenden Le-
benshaltungskosten. Für die
in- wie ausländische Jugend
bedeutet der Kapitalismus
heute schlechtere Bildungs-
chancen durch Abbau von
LehrerInnen und die Einfüh-
rung von Studiengebühren.
Die klare Botschaft der SLP:
Nur gemeinsam können An-
griffe auf den Lebensstandard
in- wie ausländischer Men-
schen in Österreich abgewehrt
werden. Nur eine gemeinsame
solidarische Bewegung hat ei-
ne Chance den Rassismus zu
besiegen und soziale Verbesse-
rungen für alle – Österreiche-
rInnen wie MigrantInnen – zu
erreichen. Die Sozialistische
LinksPartei ruft daher für 16.
Dezember zu einer Demon-
stration gegen rechte Hetze,
Rassismus und Sozialabbau
auf und wird auch weiterhin
aktiv gegen rechte Hetzer und
Rassisten, gleich welcher Par-
tei sie angehören, auftreten.
Das könnte ein guter Grund
für Dich/ Sie sein, mit uns ak-
tiv zu werden.
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Wofür wir stehen

" Nein zum Sozialabbau! Statt
Subventionen für die Privat-
wirtschaft ein öffentliches 
Investitionsprogramm bei 
Gesundheit, Bildung,
Wohnbau und Verkehr.

" Mindestlohn 1.100 Euro netto!
Sofortige Arbeitszeit-
verkürzung auf 30 Stunden
pro Woche bei vollem Lohn-
und Personalausgleich.

" Nein zur Sparpropaganda!
Wiedereinführung der
Vermögenssteuer, Abschaffung
des Stiftungsrechtes sowie Ein-
führung einer echten Steuer-
progression und 
einer Wertschöpfungsabgabe
zur Finanzierung von Gesund-
heits-, Bildungs-, Arbeitslosen-
und Pensionsversicherung.

" Schluss mit der doppelten und
dreifachen Ausbeutung von 
Frauen in Beruf und Familie!

" Abschaffung aller diskriminie-
renden Gesetze, volle rechtli-
che Gleichstellung aller in
Österreich lebenden Menschen

" Volle Gleichberechtigung für
Schwule, Lesben und Bisexuelle

" Für einen echten Kampf gegen
Umweltzerstörung. Kampf
dem Verursacher – der kapita-
listischen Profitwirtschaft.

" Nein zu einem repressiven 
Sicherheitsapparat, der das 
große Geld schützt. Kein Geld
für die Rüstung, keinen Beitritt
zu einem Militärbündnis.

" Streichung bzw. keine Bezah-
lung der Schulden der soge-
nannten “Dritten Welt”, Zer-
schlagung der internationalen
Institutionen des Kapitals als
Folge einer internationalen
Kampagne der ArbeiterInnen-
bewegung.

" Nein zur Sozialpartnerschaft –
Für kämpferische und demo-
kratische Gewerkschaften! 

" SPÖ und Grüne bieten keine 
linke Alternative! Wir brau-
chen eine neue starke Partei
für ArbeiterInnen, Arbeitslose
und Jugendliche.

" Nein zu Ausgliederungen und
Privatisierungen! Stattdessen
Überführung aller bereits 
privatisierten Betriebe sowie
der Schlüsselindustrie in
Gemeineigentum unter demo-
kratischer Kontrolle und Ver-
waltung der ArbeiterInnen.

" Nein zur kapitalistischen EU
der Banken, Konzerne und 
Bürokraten. Für eine Födera-
tion sozialistischer Staaten von 
Europa auf freier und gleich-
berechtigter Grundlage.

" Für eine geplante Wirtschaft 
unter demokratischer Kontrol-
le und Verwaltung der Beschäf-
tigten, in der Produktionspla-
nung von den gesellschaft-
lichen Bedürfnissen und nicht
vom Profit bestimmt werden.

" Eine Revolution ist notwendig.
Lediglich Reformen führen
keine grundlegenden Verände-
rungen herbei. Die Arbeiter-
Innenbewegung und die Ju-
gend müssen für den Bruch
mit der kapitalistischen Wirt-
schaft und für den Sozialismus
kämpfen.

Das Programm der 
Sozialistischen LinksPartei
40 Seiten, EUR 3,00 inkl. Versand

Das Programm wird nach Überwei-
sung auf unser Konto PSK 8812.733
zugesandt. Namen und Anschrift
nicht vergessen!

!Mehr

Programm!

16.12.2005: Demonstration gegen Strache!


